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zu stärken, ließ das Gericht alle Beteiligten zu Wort 
kommen und entschied im Anschluß an die mündliche 
Verhandlung durch ein klageabweisendes Urteil.
Es hat sich als vorteilhaft erwiesen, auch Berufungs­
verhandlungen am Sitz des Kreisgerichts unter Hinzu­
ziehung des Richters und der Schöffen durchzuführen. 
Alle Entscheidungen des Bezirksgerichts müssen den 
Kreisgerichten Hinweise geben, wie sie ihre Zivilrecht­
sprechung zu verbessern haben; Abweichende Entschei­
dungen, auch abweichende Vergleiche in der zweiten 
Instanz, müssen überzeugend begründet werden.
Eine wichtige Methode der Anleitung und gleichzeiti­
gen Hilfestellung bei der Überwindung gesellschaft­
licher Konflikte ist die Gerichtskritik. Auch im Zivil­
verfahren ist Gerichtskritik zu üben.
Vom Obersten Gericht erwarten die nachgeordneten 
Gerichte die Wahrung der Einheitlichkeit der Recht­
sprechung, wobei die zur Anleitung getroffenen Ent­
scheidungen in kürzester Frist bekannt werden müssen.

*

Der Staatsanwalt als Hüter der sozialistischen Gesetz­
lichkeit hat durch seine Mitwirkung im Zivilverfahren 
die Möglichkeit, zur Aufdeckung und Lösung der dem 
Rechtsstreit zugrunde liegenden gesellschaftlichen 
Widersprüche beizutragen. Er ist verpflichtet, bei den 
gemeinsamen Beratungen mit dem Gericht und inner­
halb seiner Mitwirkung in der Verhandlung seine 
Erfahrungen und Kenntnisse aus Strafverfahren, 
Arbeits- und Vertragsgerichtsverfahren und der Allge­
meinen Aufsicht so zu verwerten, daß er damit dem 
Gericht zur allseitigen Sachaufklärung und zu einer 
richtigen Entscheidung Unterstützung gibt.

Eine besondere Aufgabe des Staatsanwalts auf dem 
Gebiet des Zivilrechts liegt darin, darauf hinzuwirken, 
daß die Träger gesellschaftlichen Eigentums, aber auch 
Bürger das Gericht zur Lösung zivilrechtlicher Kon­
flikte in Anspruch nehmen, wenn eine gesellschaftliche 
Notwendigkeit besteht, durch die Tätigkeit der Justiz­
organe bestehende Widersprüche aufzudecken und zu 
beseitigen.

GERHARD VÖLKER, Staatsanwalt des Kreises Sondershausen

Aus der Arbeit einer LPG-Rechtskommission

Nach der sozialistischen Umgestaltung der Landwirt­
schaft in der DDR steht jetzt die Aufgabe, Maßnahmen 
zur Festigung der neugebildeten Genossenschaften zu 
ergreifen. Alle Justizfunktionäre des Kreises Sonders­
hausen sind sich darin einig, daß es jetzt darauf an­
kommt, die Normen des LPG-Rechts in den einzelnen 
Genossenschaften zu publizieren, um noch bestehende 
Unklarheiten zu beseitigen und zur bewußten Organi­
sierung der genossenschaftlichen Produktion beizutra­
gen. Um diese Aufgabe mit maximalem Erfolg erfüllen 
zu können, wurde in einer Sitzung des LPG-Beirats des 
Kreises Sondershausen die Gründung einer LPG- 
Rechtskommission beschlossen. In dieser Kommission 
arbeiten Vorsitzende von LPGs Typ I und Typ III, ein 
Produktionsleiter, ein Mitarbeiter der Abteilung Land­
wirtschaft, der Kreisgerichtsdirektor, der Staatsanwalt 
des Kreises, der Leiter des Staatlichen Notariats und 
ein Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte.
Bei der Lösung von spezifischen Aufgaben wurden wei­
tere Fachleute zu den Kommissionssitzungen ein­
geladen, wie z. B. Mitarbeiter des Kreisforstamtes bei 
Diskussionen über Fragen, die mit der Einbringung des 
Waldes entstehen. Durch die gute Arbeit der Kom­
mission, die regelmäßig zweimal im Monat tagt, konn­
ten bisher Ungesetzlichkeiten beseitigt und die inner­
genossenschaftliche Demokratie in den Genossenschaften 
gefestigt werden.
Die Ergebnisse der Arbeitsberatungen wurden in der 
Kreispresse und von den Kommissionsmitgliedern in 
einzelnen Genossenschaften ausgewertet.
Zur besseren Durchsetzung der Gesetzlichkeit durch den 
LPG-Beirat beschloß die Kommission, eine Komplex­
überprüfung in einer wirtschaftsschwachen Genossen­
schaft durchzuführen. Nach einer gründlichen Beratung 
wählten wir für die Überprüfung die LPG Immenrode 
aus. Diese LPG hat noch wirtschaftliche Schwierigkei­
ten, und die Einhaltung der innergenossenschaftlichen 
Demokratie war dort nicht immer gewährleistet.
Die Überprüfung wurde eingeleitet durch eine gemein­
same Sitzung des Rates der Gemeinde, des Vorstands 
der LPG und der Angehörigen der Komplexbrigade, 
an der der 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates 
des Kreises teilnahnv

Während der Überprüfungstätigkeit wurden einige 
Gesetzesverletzungen bzw. Mängel festgestellt. So faßte 
die Vollversammlung in der Vergangenheit regelmäßig 
Beschlüsse, ohne daß überhaupt eine Beschlußfähigkeit 
vorlag. Während die Genossenschaft eine angeblich 
ungenügende Ausrüstung der MTS-Brigade mit Zug­
maschinen bemängelte, stellte die Kommission fest, daß 
drei Zugmaschinen teilweise völlig vernachlässigt in den 
Scheunen der Genossenschaft standen und sich niemand 
für ihre Einsatzfähigkeit interessierte.
Neben einigen Mängeln in der Arbeit der LPG, die 
deren Rentabilität beeinträchtigten, wurden auch Män­
gel in der Leitungstätigkeit der örtlichen Organe der 
Staatsmacht festgestellt. So ergab die Beratung mit der 
Gemeindevertretung und dem Rat der Gemeinde, daß 
die Beschlüsse des übergeordneten Organs nicht beach­
tet und ausgewertet worden waren. Während der letz­
ten Monate hatten nicht einmal Fragen der Steigerung 
der Marktproduktion auf der Tagesordnung des ört­
lichen Rates gestanden.
Das Ergebnis der Überprüfung wurde durch die Mit­
glieder der LPG-Rechtskommission gemeinsam mit dem 
1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates des Kreises 
in einer Mitgliedervollversammlung, an der über 100 
Genossenschaftsbauern teilnahmen, ausgewertet.
In der Diskussion wurden zahlreiche gute Vorschläge 
unterbreitet, die die Verbesserung der Arbeit der be­
stehenden Normen-, Revisions-, Kultur- und Sozial­
kommission betreffen.
In einer Sitzung des Kreistages informierte der Kreis­
staatsanwalt die Abgeordneten über das Ergebnis der 
Überprüfung. Die LPG-Rechtskommission empfahl dem 
LPG-Beirat. das Ergebnis der Komplexüberprüfung mit 
sämtlichen LPG-Vorsitzenden auszuwerten und die 
zuständige MTS mit ihren Arbeitsgruppen zu beauf­
tragen, eine ständige Nachkontrolle auszuüben und dem 
LPG-Beirat darüber zu berichten. Ähnliche Anregun­
gen wurden dem Vorsitzenden des Rates des Kreises 
hinsichtlich der Arbeit der Gemeinderäte gegeben.
Aus dem Beispiel ist ersichtlich, wie durch die Tätig­
keit der LPG-Rechtskommission die Arbeit in den land­
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften verbessert 
werden kann.
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